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Michel de Montaigne: Essais 11, 1 

"Die Teile kann man unmöglich richtig 
unterbringen, wenn man das Bild des 

Ganzen nicht richtig im Kopf hat." 





Vorwort des Herausgebers 

In der vorliegenden Arbeit wird untersucht, welche Konsequenzen sich aus 
der Kodifikation des Imparitätsprinzips für die Niederstwertvorschrift und die 
Bildung einer Verlustrückstellung im Bilanzrecht 1986 ergeben. Denn § 252 
Abs.1 Nr. 4 des HGB 1985 verlangt erstmals ausdrücklich, "alle vorhersehba-
ren Risiken und Verluste, die bis zum Abschlußstichtag entstanden sind," bei der 
Bewertung der Vermögensgegenstände zu berücksichtigen. 

Fey zeigt, daß bei der allgemein praktizierten Bewertung der Vermögensge-
genstände und Schulden künftige Verluste nach anderen Methoden berechnet 
werden als vergangene Erfolge. Die Unterschiede ergeben sich durch: 

1. Verwendung verschiedener Erfolgsträger. 
2. Verwendung verschiedener Bewertungsverfahren. 
3. Verwendung verschiedener Zurechnungsprinzipien für Aufwendungen. 

Der Verfasser versucht daher, die Frage zu beantworten, "ob solche 
Widersprüche im Rahmen des GoB-Systems rechtlich zulässig sind oder ob 
nicht vielmehr eine folgerichtige Anwendung der einheitlichen Rechtsprinzi-
pien, auf denen das GoB-System basiert, zu einer systemgerechten Verlustantizi-
pation führen muß, die nicht im Widerspruch zum Inhalt anderer Grundsätze 
steht. " 

Fey vermeidet diese bisher üblichen und akzeptierten Widersprüche zwischen 
der Ermittlung vergangener Erfolge und künftiger Verluste dadurch, daß er 
einheitliche übergeordnete Prinzipien, die er als Systemgrundsätze bezeichnet, 
folgerichtig auf die Konkretisierung des Imparitätsprinzips anwendet. Bei den 
Systemgrundsätzen handelt es sich um die im neuen HGB verankerten 
fundamentalen Rechtsprinzipien 
- Going-Concern-Concept (§ 252 Abs. 1 Nr. 2), 
- Pagatorik (§ 242 i. V.m. § 252 Abs. 1 Nr. 5), 
- Einzelbewertung (§ 252 Abs. 1 Nr. 3). 

Der Verfasser berücksichtigt diese drei Systemgrundsätze bei der Berechnung 
vergangener Erfolge und künftiger Verluste und kommt dadurch in Überein-
stimmung mit Leffson zu dem Ergebnis, daß erstens das einzelne Absatzgeschäft 
den einzig systemgerechten Verlustträger darstellt und zweitens die absatzmarkt-
orientierte pagatorische Bewertung systembedingt das einzige den GoB 
entsprechende Verfahren zur Berechnung künftiger Verluste sein kann. Drittens 
zeigt er, daß bei der Berechnung der Einzelverluste (wie der Einzelgewinne) 
systemgerecht die gesamten fixen Aufwendungen entsprechend ihrer tatsächli-
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chen Verwendung den Unternehmensleistungen zuzurechnen sind und eine 
systemgerechte Aufteilung der 'nicht direkt zurechenbaren Aufwendungen 
durch das Durchschnittskostenprinzip erreicht wird. 

Zwar ergibt die Untersuchung, daß die Niederstwertvorschrift und die 
Rückstellung für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften nicht die 
systemgerechte Antizipation aller Verluste erlauben. Doch schlägt Fey in 
weitgehender Übereinstimmung mit den grundlegenden Ausführungen des 
BFH vor, die Verluste, die weder einzelnen Aktiva zurechenbar sind, noch durch 
Verkaufsverträge begründet sind, in einer Rückstellung für ungewisse Verbind-
lichkeiten zu erfassen. 

Mit seiner Untersuchung hat sich der Verfasser wegen der HGB-N ovellierung 
einem sehr aktuellen Problem gestellt. Darüber hinaus hat er aber auch einen 
Lösungsweg eingeschlagen, der nicht nur grundlegende Bedeutung für die 
Verlustantizipation im neuen Bilanzrecht erlangen könnte, sondern für viele 
Rechnungslegungsfragen, die anhand der GoB zu beantworten sind. Denn Fey 
untersucht in der Bilanzlehre erstmalig, ob und wieweit die GoB. auf der 
Grundlage des neuen Bilanzrechts systemkonform zu konkretisieren sind. Es 
gelingt ihm nachzuweisen, daß die GoB nach dem Willen des Gesetzgebers als 
Bestandteile eines Systems, nicht aber einer Kasuistik zu verstehen sind und die 
Systemgerechtigkeit neben der Zweckgerechtigkeit (und untergeordnet dem 
allgemeinen Konsens) als wesentliches Merkmal von GoB anzusehen ist. 

Die vorliegende Dissertation ist für die Betriebswirtschaftslehre sehr interes-
sant, weil sie wesentlich dazu beitragen kann, die Konkretisierung von GoB zu 
vereinheitlichen. Denn die inhaltliche Ausfüllung des unbestimmten Rechtsbe-
griffs GoB wird durch Feys Konzeption in stärkerem Maße als bisher rational 
überprüfbar gemacht, und zwar anhand von Rechtsnormen, die der Gesetzge-
ber im neuen Bilanzrecht kodifiziert. Diese Weiterentwicklung der Gedanken 
von Leffson und mir führt damit einerseits zu einer Objektivierung, einer 
Einengung von Manipulationsspielräumen durch eine eindeutigere Konkretisie-
rung der GoB. Andererseits wird jedoch der bilanzpolitische Spielraum für die 
Unternehmen durch die vorgeschlagene Konzeption nicht beeinträchtigt. Denn 
die explizit durch den Gesetzgeber eingeräumten Wahlrechte werden als 
gesetzliche Ausnahmevorschriften nicht durch die Forderung nach systemge-
rechter Konkretisierung berührt. 

Fey versucht nicht, das GoB-System im Sinne einer betriebswirtschaftlichen 
Bilanztheorie zu verstehen, sondern geht in einer de lege lata-Betrachtung von 
einem Rechtssystem unter besonderer Berücksichtigung des neuen HGB aus. 
Dieser Ansatz steht in Einklang mit der herrschenden juristischen Methodenleh-
re. Der Entwicklung der GoB wird deshalb ein Weg gewiesen, von dem 
anzunehmen ist, daß er von Juristen akzeptiert wird. Indem Fey den bestehen-
den umfangreichen Diskurs zur handelsrechtlichen Bewertung dadurch zu 
klären versucht, daß er die Kontroverse über das Imparitätsprinzip auf eine 
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übergeordnete Ebene verlagert, die den rechtlichen Rahmenbedingungen ent-
spricht, kann die Rechnungslegungspraxis den Ansatz im Rahmen der gesetz-
lichen Vorschriften umsetzen. 

Jörg Baetge 

Vorwort des Verfassers 

Diese Arbeit wurde durch die wirtschaftswissenschaftliehe Fakultät der 
Westfälischen Wilhelms-Universität zu Münster unter dem Titel "Systemge-
rechte Verlustantizipation im neuen Bilanzrecht" als Inauguraldissertation zur 
Erlangung des akademischen Grades eines Doktors der Wirtschaftswissen-
schaft angenommen. Die Dissertation soll die Zusammenhänge zwischen dem 
Imparitätsprinzip und den anderen Grundsätzen des GoB-Systems verdeutli-
chen, insbesondere zeigen, welche Konsequenzen sich aus den tragenden 
Grundsätzen des GoB-Systems für eine gesetzesentsprechende Verlustantizipa-
tion in der Bilanzierungspraxis ergeben. 

Aus einer grundlegenden Untersuchung der Struktur und Funktionsweise des 
GoB-Systems wird klar, daß das Imparitätsprinzip, ebenso wie alle übrigen 
GoB, unter Beachtung des Systemzusammenhangs auszulegen ist. Wird dieser 
Aspekt der Systemgerechtigkeit bei der Auslegung von GoB außer acht 
gelassen, so besteht die Gefahr, daß gesetzlich unzulässige Widersprüche im 
GoB-System entstehen. 

Trotz der in der Wissenschafts geschichte immer wieder aufkommenden Kritik 
am Systemdenken hoffe ich, mit dieser Arbeit zum bilanzrechtlichen Diskurs 
einen konstruktiven Beitrag und nicht einen weiteren Beleg für die Auffassung 
von A. A.-C. Shaftesbury (1671-1713) geliefert zu haben, der die Ansicht 
vertrat: "The most ungenious way of becoming foolish is by a system". 

Allen, die mir bei dieser Dissertation geholfen haben, möchte ich danken. 

Dirk Fey 
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1 Einleitung 

1.1 Bedeutung der Verlustantizipation 
aufgrund des Imparitätsprinzips in der aktuellen 

gesamtwirtschaftlichen Situation 

Veränderte Rahmenbedingungen,l wie die immer schnellere Entwicklung des 
technischen Fortschritts,2 haben zu einem tiefgreifenden StrukturwandeP in 
vielen Wirtschaftszweigen geführt. Viele Unternehmen, die früher glaubten, mit 
großer Wahrscheinlichkeit nachhaltig Gewinne erwirtschaften zu können, 
müssen heute aufgrund der eingetretenen Veränderungen Verluste hinnehmen, 
die das Eigenkapital der Unternehmen verringern. 

Die Unternehmen stehen dabei oftmals vor der Schwierigkeit, trotz sinken-
dem Eigenkapital die Investitionen finanzieren zu müssen, die zur Anpassung an 
den Strukturwandel erforderlich geworden sind. Weil die meisten Kapitalgeber 
sich an der Kapitalstruktur der Unternehmen orientieren,4 ist häufig die Höhe 
des in der Bilanz ausgewiesenen Eigenkapitals für die Möglichkeiten der 
Kapitalbeschaffung von ausschlaggebender Bedeutung. Unternehmen mit 
geringer Eigenkapitalausstattung sind zum Teil gezwungen, dringend notwendi-
ge Anpassungsmaßnahmen zu unterlassen.5 Der Fortbestand solcher Unterneh-
men ist gefährdet, denn der Zusammenhang zwischen der gesunkenen durch-
schnittlichen Eigenkapitalquote deutscher Unternehmen und der stark gestiege-
nen Zahl der Unternehmenszusammenbrüche von 1965-19846 ist offensicht-

1 Vgl. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (Hrsg.): Grundlinien der Wirt-
schaftsentwicklung 1985. Westliche Industrieländer: Wirtschaftliche Expansion setzt sich 
abgeschwächt fort, in: Wochenbericht des DIW, 52. Jg. (1985), S. 1-28, hier S. 12f. 

2 Vgl. o. v.: Längerfristige Herausforderungen an die Wirtschaftspolitik. Beitrag des 
Bundesministeriums für Wirtschaft zum informellen OECD-Sonderministertreffen über 
die längerfristige Wirtschaftspolitik, Paris 13./14. Februar 1984, in: Die wirtschaftliche 
Lage der Bundesrepublik, hrsg. v. Bundesminister für Wirtschaft, Bonn 1984, S. 23-25. 

3 Vgl. Deutsches Institutfür Wirtschaftsforschung (Hrsg.): Analyse der strukturellen 
Entwicklung der deutschen Wirtschaft. Ausgewählte Ergebnisse der Strukturberichter-
stattung 1983 des DIW, in: Wochenbericht des DIW, 51. Jg. (1984), S. 59-71. 

4 Vgl. Leffson, Ulrich: Bilanzanalyse, 3. Aufl., Stuttgart 1984, S. 75f. 
5 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: 

Chancen für einen langen Aufschwung. Jahresgutachten 1984/85, Stuttgart und Mainz 
1985, S. 87 f. 

6 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch 1985 für die Bundesre-
publik Deutschland, Stuttgart und Mainz 1985, S. 134f. 

2 Fey 
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lich.7 In der gegenwärtigen durch den Strukturwandel geprägten gesamtwirt-
schaftlichen Situation muß daher für viele Unternehmen eine Politik der 
Kapitalerhaltung und Konkursvorsorge im Vordergrund stehen.8 Das Eigenka-
pital muß gestärkt werden, indem auf Ausschüttungen oder Entnahmen 
verzichtet wird. 

Im handelsrechtlichen lahresabschluß ist allen Risiken9 im Rahmen der 
Gewinnverwendung durch Bildung von Rücklagen Rechnung zu tragen.lO In 
der Gewinnermittlung der abzuschließenden Rechnungsperiode sind entspre-
chend der jahrhundertealten handelsrechtlichen Konvention des Imparitäts-
prinzips alle vorhersehbaren Verluste, mit deren Eintritt der bilanzierende 
Kaufmann aufgrund von konkreten Dispositionen der Vergangenheit rechnet, 
erfolgsmindernd zu erfassen,!l so daß diese konkretisierbaren künftigen Verlu-
ste durch den Erfolg der abgelaufenen Rechnungsperiode gedeckt werden 
können. Bei Kapitalgesellschaften besteht dann in Höhe der erwarteten Verluste 
eine Ausschüttungssperre, wenn keine freien Rücklagen vorhanden sindP 
Darüber hinaus soll die Vorwegnahme (Antizipation)13 dieser Verluste im 
Rahmen der Gewinnermittlung bei allen Unternehmen eine Entnahmebegren-
zung fördern und damit die Gewinnverwendung zugunsten der Kapitalerhal-
tung beeinflussen. 

Einer sorgfältigen Beachtung der alten Tradition, aufgrund des Imparitäts-
prinzips künftige Verluste zu antizipieren, kommt daher in der aktuellen 
wirtschaftlichen Lage besondere Bedeutung zu. Denn der Kaufmann wird so 
gezwungen, sich frühzeitig mit bestehenden Risiken auseinanderzusetzenl4 und 
sich und ggf. andere Rechenschaftsinteressenten über alle vorhersehbaren 

7 V gl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: 
Jahresgutachten 1984/85, S. 84-88, insbes. S.87; Eickeler, Rudolf: Entwicklung bei 
Insolvenzen: Gebremster Anstieg, in: Handelsblatt, Düsseldorfund Frankfurt, Nr. 238 v. 
12. 12. 1983, S.2. 

B Vgl. Moxter, Adolf: Bilanzlehre, Bd. 1, Einführung in die Bilanztheorie, 3. Aufl., 
Wiesbaden 1984, S. 158. 

9 Hier Risiko im Sinne von Veriustgefahr, vgl. Philipp, Fritz: Risiko und Risikopolitik, 
in: HWB, hrsg. v. Erwin Grochla und Waldemar Wittmann, 4. Aufl., Stuttgart 1976, Sp. 
3454-3460, hier Sp. 3454. 

10 Vgl. Koch, Helmut: Zur Problematik des Niederstwertprinzips, in: WPg, 10. Jg. 
(1957), S. 1-6, S. 31-35, S. 60-63, hier S. 5. 

11 Vgl. Leffson, Ulrich: Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung, 6. Aufl., Düssel-
dorf 1982, S. 301-303. 

12 Vgl. Leffson, Ulrich: GoB, 6. Aufl., S. 91f.; Moxter, Adolf: Bilanzlehre, Bd. 1, 3. 
Aufl., S. 106. 

13 Vgl. Koch, Helmut: Zur Problematik des Teilwertes, in: ZfhF, 10. Jg. (1960), S. 319-
353, hier S. 340; Beinen, Edmund: Handelsbilanzen, 10. Aufl., Wiesbaden 1982, S. 178. 

14 Vgl. Baetge, Jörg: Möglichkeiten der Objektivierung des Jahreserfolges, Bd. 2 der 
Schriftenreihe des Instituts für Revisionswesen der Westfälischen Wilhelms-Universität 
Münster, hrsg. v. Ulrich Leffson, Düsseldorf 1970, S. 138 und S. 156. 
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künftigen Verluste zu infonnieren, die aus Dispositionen vergangener Rech-
nungsperioden resultieren.1s Die frühe Kenntnis von Risiken und drohenden 
Verlusten muß den Kaufmann zu einem betont vorsichtigen Ausschüttungs-
und Entnahmeverhalten veranlassen,16 so daß die Kapitalausstattung verbessert 
wird und sich die Überlebenschance der Unternehmen im gesamtwirtschaftli-
chen Strukturwandel erhöht. 

1.2 Problemstellung 

Nach dem Imparitätsprinzip sind erwartete Verluste anders als erwartete 
Gewinne, die dem Realisationsprinzipl zufolge erst durch den Absatz von 
Gütern entstehen, in der Gewinnennittlung der abgelaufenen Rechnungsperi-
ode vorwegzunehmen, auch wenn der Absatz der Verlustprodukte erst in 
künftigen Rechnungsperioden stattfindet? Die Verlustantizipation aufgrund 
des Imparitätsprinzips und die Erfassung von Gewinnen nach dem Realisations-
prinzip sind Grundsätze ordnungsmäßiger Bilanzierung (GoB). Durch das 
HGB 19853 werden diese GoB im § 252 Abs. 1 Nr. 4 erstmals kodifiziert. 

Aufgrund des Imparitätsprinzips sind im Rahmen der Gewinnermittlung 
Risiken und künftige Verluste zu erfassen, die auf konkreten Dispositionen der 
Vergangenheit beruhen. Diese Dispositionen müssen sich in bilanzierungsfähi-
gen Vorgängen, der Beschaffung von Bilanzgegenständen, oder dem Abschluß 
von Verträgen konkretisiert haben.4 Daraus resultierende künftige Verluste 
müssen laut HGB 1985 ebenso wie zuvor nach dem AktG 1965 entweder durch 
Abschreibungen des Anlage- oder Umlaufvermögens im Rahmen der Niederst-
wertvorschrifts oder durch Bildung einer Rückstellung für drohende Verluste 
aus schwebenden Geschäften6 berücksichtigt werden. Alle Verluste, die aus 

15 VgI. Leffson, Ulrich: GoB, 6. Aufl., S. 94. 
16 VgI. Koch, Helmut: Teilwert, S. 335-338. 

1 VgI. Leffson, Ulrich: Buchführung und Bilanzierung, Grundsätze ordnungsmäßiger, 
in: HWR, hrsg. v. Erich Kosiol, Stuttgart 1970, Sp. 307-314, hier Sp. 311; Baetge, Jörg: 
Objektivierung, S. 29 f.; derselbe: Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 
Bilanzierung, in: HWR, hrsg. v. Erich Kosiol, Klaus Chmielewicz und Marcell Schweitzer, 
2. Aufl., Stuttgart 1981, Sp. 702-714, hier Sp. 712f. 

2 Vgl. Koch, Helmut: Teilwert, S. 335. 

3 V gl. Gesetz zur Durchführung der Vierten, Siebten und Achten Richtlinie des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften zur Koordinierung des Gesellschaftsrechts (Bilanz-
richtlinien-Gesetz) vom 19. 12. 1985, BGBI. I 1985, S. 2355-2435. 

4 Vgl. Friederich, Hartrnut: Grundsätze ordnungsmäßiger Bilanzierung für schweben-
de Geschäfte. Beiträge zu den Grundsätzen ordnungsmäßiger Bilanzierung, Bd.4 der 
Schriften der Schmalenbach-Gesellschaft, Düsseldorf 1975, S. 17; Groh, Manfred: Künfti-
ge Verluste in der Handels- und Steuerbilanz, zugleich ein Beitrag zur Teilwertdiskussion, 
in: StuW, 53. (6.) Jg. (1976), S. 32-42, hier S. 32f. 

5 VgI. §§ 154 Abs. 2,155 Abs. 2 und 3 AktG 1965; 253 Abs. 2 und 3, 279 Abs. 1 HGB 
1985. 

6 VgI. § 152 Abs. 7 AktG 1965; 249 Abs. 1 HGB 1985. 
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